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In Basel-Stadt sind verschiedenste Religionsgemeinschaften und Kirchen angesiedelt. Einige davon verfügen 
über eine öffentlich-rechtliche oder kantonale privatrechtliche Anerkennung, viele sind als private Vereine 
organisiert. 

Die Vielfalt beinhaltet eine grosse Spannweite vom hinduistischen Verein über christlich geprägte Freikirchen bis 
hin zu salafistisch orientierten muslimischen Vereinen. 

Die Koordination für Religionsfragen selbst zählt in den beiden Basel etwa 250 Religionsgemeinschaften und 
Kirchgemeinden. Unter diesen Religionsgemeinschaften sind ungefähr 150 christlich, 20 muslimisch, 3 jüdisch, 1 
hinduistisch, 8 buddhistisch und 36 gehören zu neueren religiösen Bewegungen. 

Der Kanton Basel-Stadt richtete 2009 eine Koordination für Religionsfragen ein. Die Koordination für 
Religionsfragen arbeitet in beratender Funktion an der Schnittstelle von Verwaltung, Politik, 
Religionsgemeinschaften und Bevölkerung. Sie hat die Aufgabe, religiöse Phänomene zu verstehen und in den 
gesellschaftlichen Rahmen einzuordnen, in enger Zusammenarbeit mit weiteren Fachpersonen wie der 
Forschungsstelle Recht und Religion der Universität Basel und dem Verein INFOREL Information Religion. Die 
Kontaktpflege mit einzelnen Religionsgemeinschaften und religiösen Dachverbänden ist zentral. Der Runde Tisch 
der Religionen beider Basel wird durch die Koordination für Religionsfragen geleitet und ist ein wertvolles 
Instrument für den Informationsaustausch, der auch präventiv wirkt. 

In den letzten Jahren wurde immer wieder darauf hingewiesen, dass auch in Basel-Stadt einige muslimische 
Vereine beständen, welche problematische Weltsichten an ihre Mitglieder weitergeben würden. Die Konzentration 
von konservativen muslimischen Vereinen im unteren Kleinbasel hat dazu geführt, dass es von einem Teil der 
Bevölkerung als ein Brennpunkt wahrgenommen wird. 

Nicht nur vereinzelte muslimische Vereine haben Tendenzen, Gedankengut zu verbreiten, welches potentiell mit 
der Schweizer Verfassung und Gesetzen in Konflikt geraten könnte. Auch freikirchliche Religionsgemeinschaften 
und andere können durchaus Weltanschauungen vertreten, die für das Zusammenleben in der pluralistischen 
Gesellschaft problematisch werden können. 

Zugang zu Moscheen und anderen Kultorten und zu Gesprächen mit Leitungspersonen von 
Religionsgemeinschaften hat die Koordination für Religionsfragen im Kanton Basel-Stadt. Sie sucht aktiv den 
Kontakt zu den verschiedenen Vereinen und kann dadurch auch die Sorgen der Bevölkerung an die 
Verantwortlichen der Vereine weitergeben und nachfragen, wie sie sich zu diesen Entwicklungen stellen, wichtige 
Informationen weitergeben und sie an ihre Rechte und Pflichten erinnern. 

Tatsache ist, dass die Koordination für Religionsfragen heute lediglich mit 40% Stellenprozent ausgestattet ist, bis 
vor wenigen Jahren waren es 50% Stellenprozente. 

Führt man sich vor Augen, dass mit 40% Stellenprozenten der Kontakt zu über 250 Religionsgemeinschaften 
gepflegt werden soll, kann man sich ausrechnen, dass für die einzelne Religionsgemeinschaft oder Kirche nur 
sehr wenig an Zeit zur Verfügung steht. 

Um mit allen Religionsgemeinschaften aktiv in Kontakt zu treten resp. zu bleiben, muss die Koordination für 
Religionsfragen mit mehr Stellenprozenten ausgestattet werden. Es ist absehbar, dass diese Funktion in Zukunft 
zunehmend wichtiger wird. Dies nicht zuletzt wegen der Prävention von Radikalisierung. Der Sicherheitsverbund 
Schweiz empfiehlt als Massnahme im Nationalen Aktionsplan zur Verhinderung und Bekämpfung von 
Radikalisierung und gewalttätigem Extremismus, dass der Dialog und die Zusammenarbeit zwischen Staat und 
Religionsgemeinschaften intensiviert wird. 

Demzufolge fordern die Unterzeichnenden den Regierungsrat auf, zu prüfen und zu berichten, wie die vielfältigen 
Aufgaben der Korrdination für Religionsfragen am besten erfüllt werden können und wie eine Aufstockung um 
mind. 40 Stellenprozente zu ermöglichen ist. 

Angesichts der Dringlichkeit des Anliegens wird der Regierungsrat darum ersucht, den Anzug innert möglichst 
kurzer Frist zu behandeln, so dass auf das nächste Budget hin eine Aufstockung gemäss den Erkenntnissen des 
Regierungsrates vorgenommen werden kann. 
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